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Vorwort zur 3. Auflage

Seit dem Erscheinen der zweiten Auflage sind vier Jahre vergangen. Auch die zweite
Auflage ist auf großes Interesse gestoßen und wir haben weiterhin von vielen Refe-
rendaren, Ausbildern und aus Rezensionen erfreuliche Rückmeldungen erhalten. Der
Zeitablauf verlangt eine Neuauflage, damit die Aktualität gewahrt bleibt. Das positive
Feedback hat dazu beigetragen, notwendige Überarbeitungen vorzunehmen.

Die 3. Auflage berücksichtigt die neueste Rechtsprechung und die für das Zwangs-
vollstreckungsrecht relevanten Gesetzesänderungen. Großen Einfluss hatte weiterhin
die Auswertung einer Vielzahl von vollstreckungsrechtlichen Klausuren aus den Jah-
ren 2017-2021. Die Auswertungen zeigen, dass das systematische Befassen mit dem
Vollstreckungsrecht für die Falllösung unerlässlich ist. Daneben zeigen die Auswertun-
gen, dass in den Vollstreckungsrechtsklausuren nicht selten Klassiker aus dem Voll-
streckungsrecht und neue Entwicklungen in der Rechtsprechung Eingang finden. Die
Auswertungen und die Entwicklungen in der Rechtsprechung haben an einigen Stellen
des Buches zu Weiterungen geführt.

Die Bereiche „Immobiliarzwangsvollstreckungsrecht“ und „Einführung in das Insol-
venzrecht“ sind aktualisiert und für interessierte Leser weiterhin online gestellt unter:

www.ZV-Extra.nomos.de

Wir danken ausdrücklich für die vielen Anregungen von Arbeitsgemeinschaftsleitern,
Prüfern, Richterkollegen und Referendaren, die wir gerne bei dieser dritten Auflage
aufgenommen haben.

Bremen und Bielefeld, im Juni 2021

VRLG Kornol VRLG Wahlmann
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Aus dem Vorwort zur 1. Auflage

Die Grundlagen dieses Buches sind aus der Leitung von Arbeitsgemeinschaften im
Zwangsvollstreckungsrecht seit 2005 bzw. 2006 entstanden. Die dort von uns ent-
wickelten Unterlagen für den Lehrstoff haben überwiegend Eingang in dieses Buch
gefunden. Daneben haben wir versucht, Erkenntnisse, die wir aus von uns gestellten
Übungsklausuren und den Klausurbesprechungen gewonnen haben, durch Klausur-
und Lerntipps einfließen zu lassen. Die eingearbeiteten Beispiele sollen dazu dienen,
die dargestellten Probleme aus dem Zwangsvollstreckungsrecht zu veranschaulichen.
Die einzelnen Checklisten sind dafür gedacht, anhand prägnanter Stichworte und Er-
läuterungen, examensrelevante Kernprobleme zu wiederholen.

Relevante Gesetzesänderungen sowie obergerichtliche Entscheidungen bis zum
1.8.2011 sind eingearbeitet worden.

Wir danken ausdrücklich unseren Familien sowie allen Freunden und Kollegen, die
uns bei der Abfassung des Buchs und den Korrekturarbeiten unterstützt haben.

Für sachdienliche Anregungen sind wir dankbar (kornol-wahlmann_zvr@nomos.de).

Wir hoffen, dass es uns gelungen ist, mit diesem Buch den Rechtsreferendaren den für
das Staatsexamen relevanten Stoff kompakt zu vermitteln und wünschen ein erfolgrei-
ches Examen!

Bremen und Bielefeld, im Oktober 2011

RLG Kornol RLG Wahlmann
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Einführung in das Zwangsvollstreckungsrecht

Grundlagen des Zwangsvollstreckungsrechts

Definition

Die Zwangsvollstreckung ist das staatliche Verfahren zur (zwangsweisen) Durchset-
zung oder Sicherung privater Ansprüche mit Hilfe staatlicher Machtmittel.1

Nach der Rechtsordnung ist es auch bei einem titulierten Anspruch dem Titelinhaber
nicht gestattet, sein verbrieftes Recht im Wege der Selbstjustiz durchzusetzen. Daher
hat der Gläubiger gegenüber dem Staat einen Anspruch, gegen den Schuldner mit Hilfe
staatlicher Mittel vollstrecken zu können.2 Dieser Anspruch auf Vollstreckung ist Teil
des grundrechtlich verbrieften Justizgewährungsanspruchs.3

Lerntipp: Zweck der Zwangsvollstreckung ist die Befriedigung des titulierten Anspruchs
des Gläubigers.4 Es soll ein Ausgleich zwischen dem Anspruch des Gläubigers auf effek-
tive Durchsetzung seines titulierten Anspruchs und den schuldnerschützenden Rechten
gefunden werden.

Abgrenzung zum Erkenntnisverfahren

Das Erkenntnisverfahren ist dem Vollstreckungsverfahren zeitlich vorgelagert. Es dient
zur Erlangung eines Vollstreckungstitels, der sodann – sofern erforderlich – im Voll-
streckungsverfahren vollstreckt werden kann (ausnahmsweise kann ein Titel auch au-
ßergerichtlich geschaffen werden).5

Die Grundsätze des Erkenntnisverfahrens gelten auch im Vollstreckungsverfahren ent-
sprechend, allerdings modifiziert durch etliche Sondervorschriften.6

Abgrenzung zum Insolvenzverfahren

Im Zwangsvollstreckungsverfahren geht es um die Einzelvollstreckung. Hier hält jeder
Titelinhaber „die Fäden selbst in der Hand“. Es gilt das Prioritätsprinzip (vgl.
§ 804 Abs. 3 ZPO). Ist das Insolvenzverfahren über das Vermögen eröffnet, findet da-
gegen keine Einzelvollstreckung mehr statt, sondern die Gesamtvollstreckung (vgl.
§ 89 InsO). Grundsätzlich soll das Insolvenzverfahren zu einer gleichmäßigen Gläubi-
gerbefriedigung führen.7

§ 1
A.

I.

II.

III.

1 Baumbach/Hartmann-Schmidt, Vor § 704, Rn. 1; HkZPO-Kindl, Vor § 704–945, Rn. 1; Thomas/Putzo-Seiler,
§ 704 Vorbem, Rn. 1; Breiler, S. 1; Brox/Walker, Rn. 1; Heiderhoff/Skamel, Rn. 2; Lackmann, Rn. 1.

2 HkZPO-Kindl, Vor § 704–945, Rn. 2; Brox/Walker, Rn. 1.
3 HkZPO-Kindl, Vor § 704–945, Rn. 2; Heiderhoff/Skamel, Rn. 3.
4 Musielak/Voit-Lackmann, Vorbemerkung § 704, Rn. 1.
5 Dazu: Rn. 30 ff.
6 Lackmann, Rn. 2.
7 Brox/Walker, Rn. 6; Lackmann, Rn. 6.

  § 1
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Verfahrensbesonderheiten8

Im Rahmen des Vollstreckungsverfahrens gelten die folgenden Verfahrensbesonderhei-
ten:

Parteiverfahren
Beim Zwangsvollstreckungsrecht handelt sich es grundsätzlich um ein Parteiverfahren.
Die Zwangsvollstreckung erfolgt auf Parteiantrag des Gläubigers (vgl. § 754 ZPO),
der jederzeit rücknehmbar ist. Außerdem können die Parteien in der Zwangsvollstre-
ckung sogenannte Vollstreckungsvereinbarungen treffen. Parteien im Rahmen der
zwangsvollstreckungsrechtlichen Rechtsbehelfe sind dementsprechend auch der Gläu-
biger und der Schuldner – und nicht der Staat bzw. die Vollstreckungsorgane.

Zugleich ist das Zwangsvollstreckungsverfahren als öffentlich-rechtlich zu qualifizie-
ren. Die Vollstreckung gegen den Schuldner erfolgt durch eine hoheitliche Maßnahme
(vgl. § 753 ZPO). Als Ausfluss des Justizgewährungsanspruchs hat der Gläubiger einen
Anspruch gegen den Staat, dass dieser gegen den Schuldner zwecks Durchsetzung des
titulierten Anspruchs mit Hilfe staatlicher Machtmittel vorgeht. In § 754 ZPO ist zwar
die Rede von einem „Auftrag“. Dies rührt aber von dem zum Zeitpunkt des Erlasses
der ZPO vorherrschenden und inzwischen überholten Verständnis her, dass die
Zwangsvollstreckungsorgane für den Gläubiger auf privatrechtlicher Basis tätig wer-
den.9

Trotz der Beteiligung der staatlichen Vollstreckungsorgane bleibt das Vollstreckungs-
verfahren jedoch ein Parteiverfahren zwischen Gläubiger und Schuldner. Daher ist bei
Anträgen von Gläubiger und Schuldner grundsätzlich der Beibringungsgrundsatz zu
beachten, der jedoch aufgrund der hoheitlichen Ausgestaltung des Vollstreckungsver-
fahrens dahingehend modifiziert wird, dass ein sogenannter eingeschränkter Amtser-
mittlungsgrundsatz gilt.10 Insbesondere sind die Parteien den Vollstreckungsorganen
nicht dergestalt weisungsbefugt, dass gesetzliche Voraussetzungen für die Zwangsvoll-
streckung umgangen werden können, z.B. können die Parteien die zwingenden Schuld-
nerschutzvorschriften nicht durch Vereinbarungen umgehen.11 Dem Gläubiger ist es
nur gestattet, die gesetzlich vorgegebenen Vollstreckungsmöglichkeiten auszuschöp-
fen.12 Abseits dieser Möglichkeiten kann der Gläubiger dem jeweiligen Vollstreckungs-
organ weder Aufträge noch Weisungen erteilen.

Beachte: Was nach dem Gesetz pfändungsfrei ist, kann durch eine Parteivereinbarung
nicht pfändbar werden.

Außerhalb der Zwangsvollstreckungsverfahrens gelten die Schuldnerschutzvorschriften je-
doch nicht. Beispielsweise kann der Schuldner seinen nach § 811 Abs. 1 Nr. 1 ZPO un-
pfändbaren Kühlschrank außerhalb des Zwangsvollstreckungsverfahrens an den Gläubiger
gem. § 433 BGB verkaufen und übereignen.13

IV.

1.

8 Vgl. dazu: Thomas/Putzo-Seiler, § 704 Vorbem, Rn. 30 ff.
9 Musielak/Voit-Lackmann, § 753, Rn. 1.

10 Breiler, S. 12.
11 Lackmann, Rn. 4.
12 Lackmann, Rn. 4.
13 Musielak/Voit-Flockenhaus, § 811, Rn. 8.

§ 1 Einführung in das Zwangsvollstreckungsrecht§ 1

38

4



Starke Formalisierung
Das Verfahren in der Zwangsvollstreckung ist grundsätzlich stark formalisiert. Abge-
sehen von einigen wenigen Ausnahmen (z.B. evidentes Dritteigentum bei der Sachpfän-
dung,14 Erfüllungseinwand bei der Vollstreckung nach §§ 887 ff. ZPO15) findet eine
Überprüfung der materiell-rechtlichen Rechtslage durch die Vollstreckungsorgane
nicht statt. Grundsätzlich prüft das zuständige Vollstreckungsorgan nur bestimmte
Umstände, die Voraussetzung der jeweiligen Vollstreckung sind, das heißt aus Sicht des
handelnden Vollstreckungsorgans sind bei der jeweiligen Vollstreckungsmaßnahme die
Art und Weise der Vollstreckung sowie das Objekt, in das vollstreckt werden soll,
durch formale Voraussetzungen bestimmt. Diese Voraussetzungen sind dann „abzuar-
beiten“, grundsätzlich, ohne dass eine materiell-rechtliche Prüfung erfolgt. Diese er-
folgt lediglich im Rahmen der zwangsvollstreckungsrechtlichen Rechtsbehelfe.

Umfang
Grundsätzlich kann der Gläubiger in das gesamte Vermögen des Schuldners vollstre-
cken, es sei denn, es greifen Schuldnerschutzvorschriften ein (z.B. §§ 811 ff. ZPO,
§ 850 ZPO).16

Beachte: Es besteht die Besonderheit, dass im Rahmen der Sachpfändung durch den Ge-
richtsvollzieher keine Prüfung des Eigentums, sondern nur die Prüfung des Gewahrsams er-
folgt, §§ 808, 809 ZPO.17

Die Vollstreckungsorgane

Gerichtsvollzieher, § 753 Abs. 1 ZPO
Grundsätzlich ist der Gerichtsvollzieher gemäß § 753 Abs. 1 ZPO für die Zwangsvoll-
streckungsmaßnahmen zuständig, soweit diese nicht den Gerichten zugewiesen sind.
Der Gerichtsvollzieher soll nach der mit Wirkung vom 01.01.2013 in Kraft getretenen
Gesetzänderung (Reform der Sachaufklärung) als sog. Informationsmanager fungieren,
bei dem sämtliche Informationen, die für die Zwangsvollstreckung relevant sind, zu-
sammenlaufen. Der Gerichtsvollzieher ist damit für folgende Zwangsvollstreckungs-
maßnahmen zuständig:

n Versuch einer gütlichen Erledigung der Sache, § 802 a Abs. 2 S. 1 Nr. 4 i.V.m.
§ 802 b ZPO;

n Einholung einer Vermögensauskunft des Schuldners, § 802 a Abs. 2 S. 1 Nr. 2 i.V.m.
§ 802 c ZPO;
Beachte: Die Vermögensauskunft entspricht im Wesentlichen der eidesstattlichen Versi-
cherung nach altem Recht. Sie ist eine selbstständige Vollstreckungsmaßnahme und setzt
keinen erfolglosen Vollstreckungsversuch voraus.18 Der Rechtsbehelf des Schuldners ge-
gen die Verpflichtung zur Abgabe der Vermögensauskunft ist nach den allgemeinen Re-
geln die Erinnerung nach § 766 Abs. 1 ZPO.19 Der besondere Rechtsbehelf des
§ 900 Abs. 4 S. 1 ZPO a.F. existiert nicht mehr.

2.

3.

V.

1.

14 Dazu unten: Rn. 77 und 80.
15 Dazu unten: Rn. 538.
16 HkZPO-Kindl, Vor §§ 704–945, Rn. 18.
17 Dazu unten: Rn. 77 ff.
18 Vollkommer, NJW 2012, 3681, 3684.
19 Vollkommer, NJW 2012, 3681, 3685.
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n Einholung von Auskünften Dritter über das Vermögen des Schuldners,
§ 802 a Abs. 2 S. 1 Nr. 3 i.V.m. § 802 l ZPO;

n Pfändung von beweglichen Sachen, § 802 a Abs. 2 S. 1 Nr. 4 i.V.m. § 808 ff. ZPO;

n Versteigerung, § 802 a Abs. 2 S. 1 Nr. 4 i.V.m. § 814 ff. ZPO;

n Durchführung einer Vorpfändung, § 802 a Abs. 2 S. 1 Nr. 5 i.V.m. § 845 ZPO;

n Herausgabe von beweglichen Sachen, § 883 ZPO;

n Herausgabe von Grundstücken (und Schiffen), § 885 ZPO.
Beachte: Der Gerichtsvollzieher ist nur für die Herausgabe von Grundstücken, nicht
aber für die Zwangsvollstreckung in unbewegliche Sachen (§§ 864 ff. i.V.m. ZVG) zu-
ständig.

Die Aufgaben und Befugnisse des Gerichtsvollziehers sind in der Geschäftsanweisung
für Gerichtsvollzieher (GVGA)20 geregelt. Die GVGA ist eine reine Innenanweisung
(Verwaltungsvorschrift) an den Gerichtsvollzieher, auf welche Art und Weise dieser die
einzelnen Geschäfte durchführen soll.21 Für das Außenverhältnis (Gerichtsvollzieher –
Gläubiger/Schuldner/Dritter) ist sie ohne Belang; insoweit sind allein die Regelungen
der ZPO maßgeblich.22

Beachte: Um die Rechtmäßigkeit der Handlung des Gerichtsvollziehers zu überprüfen,
ist also nicht zu prüfen, ob er sich an die GVGA gehalten hat, sondern ob seine Vollstre-
ckungshandlung im Einklang mit den entsprechenden Voraussetzungen nach der ZPO steht.
Verstöße des Gerichtsvollziehers gegen die GVGA können folglich nicht mit den Rechtsbe-
helfen des 8. Buchs der ZPO, sondern allenfalls im Wege der Dienstaufsichtsbeschwerde
gerügt werden.23

Vollstreckungsgericht
Die Zuständigkeit des Vollstreckungsgerichts richtet sich nach folgenden Vorschriften:

Sachliche Zuständigkeit
Sachlich zuständig ist das Amtsgericht, §§ 764 Abs. 1, 802 ZPO.

Beachte: Die sachliche Zuständigkeit des Amtsgerichts als Vollstreckungsgericht ist streit-
wertunabhängig. Die §§ 23, 71 GVG spielen insoweit keine Rolle.

Örtliche Zuständigkeit
Örtlich zuständig ist das Amtsgericht, in dessen Bezirk die Zwangsvollstreckungsmaß-
nahme stattfinden soll oder stattgefunden hat, §§ 764 Abs. 2, 802 ZPO.

Funktionelle Zuständigkeit
Innerhalb des Vollstreckungsgerichts ist grundsätzlich der Rechtspfleger zuständig,
§§ 3 Nr. 3 a), 20 Nr. 17 S. 1 RPflG. Dem Richter bleibt jedoch die Entscheidung über
die Vollstreckungserinnerung nach § 766 ZPO vorbehalten, § 20 Nr. 17 S. 2 RPflG.

2.

a)

b)

c)

20 Abgedruckt im Ergänzungsband zum Schönfelder, Deutsche Gesetze.
21 Lippross/Bittmann, Rn. 23.
22 Lackmann, Rn. 11.
23 Musielak/Voit-Lackmann, § 766, Rn. 22.
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Beachte: Der Richter kann Geschäfte des Rechtspflegers wahrnehmen, ohne dass deren
Wirksamkeit berührt wird, § 8 Abs. 1 RPflG. Umgekehrt gilt dies nicht, § 8 Abs. 4 RPflG.

Lerntipp: § 20 Nr. 17 RPflG und § 8 RPflG lesen!

Ausschließliche Zuständigkeit nach § 802 ZPO
Beachte: Bei allen Gerichtsständen des 8. Buchs der ZPO handelt es sich um ausschließli-
che Zuständigkeiten.

Klausurtipp: Bei der Nennung einer Zuständigkeitsnorm aus dem 8. Buch der ZPO immer
an § 802 ZPO denken. Wenn Sie im Rahmen der Klausur die Zuständigkeitsnorm nennen,
z.B. § 767 Abs. 1 ZPO bei der Vollstreckungsgegenklage, vergessen Sie nicht, in der Norm-
kette auch § 802 ZPO aufzuführen.

Doppelfunktion des Vollstreckungsgerichts
Das Vollstreckungsgericht wird einerseits als handelndes Vollstreckungsorgan tätig,
z.B. für die Zwangsvollstreckung in Forderungen und andere Vermögensrechte gemäß
§§ 828 ff., 857 ff. ZPO, die Zwangsvollstreckung in unbewegliches Vermögen nach
dem ZVG und das Verteilungsverfahren gemäß §§ 872 ff. ZPO.

Andererseits ist es als überprüfendes Gericht zuständig für Vollstreckungserinnerungen
nach § 766 ZPO gegen Maßnahmen anderer Vollstreckungsorgane.

Prozessgericht des ersten Rechtszugs
Das Prozessgerichts des ersten Rechtszuges ist insbesondere zuständig für die Vollstre-
ckung von Handlungen (§§ 887, 888, 802 ZPO) sowie Duldungen und Unterlassun-
gen (§§ 890, 802 ZPO).24

Grundbuchamt
Das Grundbuchamt ist zuständig für die Eintragung einer Zwangshypothek (§§ 867,
932 ZPO).

Beachte: Das Grundbuchamt ist aber nicht zuständig für die Eintragung der Zwangsver-
waltung und Zwangsversteigerung; dies fällt in die Zuständigkeit des Vollstreckungsge-
richts, § 1 ZVG.

Auch das Grundbuchamt hat eine Doppelfunktion. Neben der Zuständigkeit für be-
stimmte Zwangsvollstreckungsmaßnahmen ist es auch für Maßnahmen der freiwilli-
gen Gerichtsbarkeit zuständig, z.B. als Organ der Grundbuchführung (GBO).

Weitere Beteiligte in der Zwangsvollstreckung

(Vollstreckungs-)Gläubiger
Der (Vollstreckungs-)Gläubiger ist derjenige, der im Vollstreckungstitel als Gläubiger
genannt ist und daher die Vollstreckung aus dem Titel betreiben kann.

d)

e)

3.

4.

VI.

1.

24 HkZPO-Kindl, Vor §§ 704–945, Rn. 12; Brox/Walker, Rn. 15.
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(Vollstreckungs-)Schuldner
Der (Vollstreckungs-)Schuldner ist derjenige, der im Vollstreckungstitel als Schuldner
genannt ist und gegen den daher die Vollstreckung betrieben werden kann.

Dritter
Dritter ist derjenige, der weder Gläubiger noch Schuldner ist, der aber in dem Vollstre-
ckungsverfahren in seiner Rechtsstellung betroffen sein kann.

Art und Weise der Zwangsvollstreckung

Auf welche Art und Weise die Zwangsvollstreckung betrieben werden kann, hängt
davon ab, welchen Inhalt der Vollstreckungstitel hat (wegen was wird vollstreckt?)
und welche Vermögensgegenstände des Schuldners von der Vollstreckung betroffen
sein sollen (in was wird vollstreckt?).

Dies kann anhand des Aufbaus des 8. Buchs der ZPO nachvollzogen werden.

Lerntipp: Schauen Sie sich in der Inhaltsübersicht die Gliederung und den Aufbau des
8. Buchs der ZPO an.

In Abschnitt 1 sind die allgemeinen Vorschriften geregelt, die für alle Ausprägungen
der Zwangsvollstreckung gelten.

In Abschnitt 2 wird unterschieden zwischen dem Inhalt des zugrundeliegenden Titels
und der Zielrichtung der Vollstreckung.

Lerntipp: Um sich den Aufbau des 8. Buchs der ZPO zu vergegenwärtigen, können Sie sich
folgende beiden Fragen stellen:

n Welche Forderung hat der Gläubiger aus dem Titel gegen den Schuldner?
n In welche Vermögensgegenstände des Schuldners möchte bzw. kann der Gläubiger

(wie) vollstrecken?

Es gibt vier unterschiedliche Ausprägungen von Titeln:

n Titel, die auf Zahlung gerichtet sind (8. Buch, Abschnitt 2, §§ 803–882 a ZPO);

n Titel, die auf Herausgabe und Leistung von Sachen gerichtet sind (8. Buch, Ab-
schnitt 3, §§ 883–886 ZPO);

n Titel, die auf die Vornahme, Duldung oder Unterlassung von Handlungen gerichtet
sind (8. Buch, Abschnitt 3, §§ 887–893 ZPO);

n Titel, die die Abgabe einer Willenserklärung fingieren (8. Buch, Abschnitt 3,
§§ 894–898 ZPO).

Vollstreckung aufgrund einer Geldforderung (Zahlungstitel), §§ 803–882 a ZPO
Der Hauptfall in der Praxis ist die Vollstreckung aufgrund eines Titels, der die Leis-
tung einer Geldsumme zum Inhalt hat.

Beispiel: Der Tenor eines Zahlungstitels lautet: „Der Beklagte wird verurteilt, an den Klä-
ger 8.000,00 EUR nebst Zinsen i.H.v. fünf Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszins-
satz seit dem 23.7.2010 zu zahlen.“

2.

3.

VII.

1.
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Die Vollstreckung aus diesem Zahlungstitel kann zwei Zielrichtungen haben:

n Vollstreckung in das bewegliche Vermögen des Schuldners (8. Buch, Abschnitt 2,
Titel 1: §§ 803–863 ZPO);

n Vollstreckung in das unbewegliche Vermögen des Schuldners (8. Buch, Abschnitt 2,
Titel 2: §§ 865–871 ZPO).

Vollstreckung in das bewegliche Vermögen des Schuldners, §§ 803–863 ZPO
Die Vollstreckung in das bewegliche Vermögen des Schuldners kann in zwei Bereiche
unterteilt werden:

n Pfändung von körperlichen Sachen (8. Buch, Abschnitt 2, Untertitel 2: §§ 808–827
ZPO). Zuständig ist der Gerichtsvollzieher, § 808 ZPO.

n Forderungspfändung (8. Buch, Abschnitt 2, Untertitel 3: §§ 828–863 ZPO). Sach-
lich zuständig ist das Vollstreckungsgericht, § 828 ZPO. Funktionell zuständig ist
der Rechtspfleger, § 20 Nr. 16 RPflG.

Die Vorschriften des 8. Buchs, Abschnitt 2, Untertitel 1 (§§ 803–807 ZPO) enthalten
allgemeine Vorschriften, die sowohl für die Sachpfändung als auch für die Forderungs-
pfändung gelten.

Vollstreckung in das unbewegliche Vermögen des Schuldners, §§ 864–871 ZPO
Bei der Vollstreckung in das unbewegliche Vermögen des Schuldners ist zwischen drei
Ausprägungen zu unterscheiden, § 866 Abs. 1 ZPO:

n Zwangshypothek, §§ 866–868 ZPO. Zuständig ist das Grundbuchamt.

n Zwangsversteigerung, § 869 ZPO i.V.m. §§ 15 ff. ZVG. Sachlich zuständig ist das
Vollstreckungsgericht, § 15 ZVG. Funktionell zuständig ist der Rechtspfleger,
§ 3 Nr. 1 i) RPflG.

n Zwangsverwaltung, § 869 ZPO i.V.m. §§ 146 ff. ZVG. Sachlich zuständig ist das
Vollstreckungsgericht, §§ 146 Abs. 1, 15 ZVG. Funktionell zuständig ist der
Rechtspfleger, § 3 Nr. 1 i) RPflG.

Zwangsvollstreckung wegen Herausgabe und Leistung von Sachen,
§§ 883–886 ZPO

Die Zwangsvollstreckung wegen Herausgabe und Leistung von Sachen kann in zwei
Teilbereiche unterschieden werden:

n Herausgabe von beweglichen Sachen, §§ 883, 884 ZPO;

n Herausgabe von unbeweglichen Sachen, § 885 ZPO.

Zuständig ist in beiden Fällen der Gerichtsvollzieher.

Zwangsvollstreckung wegen Vornahme, Duldung oder Unterlassung von
Handlungen, §§ 887–893 ZPO

Hinsichtlich der Zwangsvollstreckung wegen Vornahme, Duldung oder Unterlassung
von Handlungen kann zwischen drei Ausprägungen unterschieden werden:

n Vornahme von vertretbaren Handlungen, § 887 ZPO;

n Vornahme von unvertretbaren Handlungen, § 888 ZPO;

a)

b)

2.

3.
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